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Presseecho zur "guten Frau von Straßenhaus" 
  
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
  
ein Kollege der PI Straßenhaus hat sich mit GdP-Rechtsschutz erfolgreich gegen 
eine Missbilligung durch seine Behörde gewehrt. Er sollte mit einer mindestens 2 
Jahre wirkenden Missbilligung belegt werden und wurde prompt am 18.5.2007 
NICHT zum PHM befördert. 
  
Besser als in dem anhängenden Essay aus der Rheinpfalz kann man über den 
Vorfall nicht berichten. 
  
Der Vollständigkeit halber: Unmittelbar nach dem Urteil haben der Örtliche- und der 
Gesamtpersonalrat darauf gedrängt, den Kollegen zu befördern, was dann nach 
Vorliegen der Urteilsbegründung auch - noch im Oktober - für drei Monate 
rückwirkend geschah. Das PP Koblenz, so die Zusage anlässlich des 
Beförderungsaktes, will sich beim Ministerium darum bemühen, auch die 
Nachzahlung der Besoldung für die drei dann noch ausstehenden Monate zu 
erreichen. 
Gelingt dies nicht, ist dem Kollegen der GdP-Rechtsschutz weiterhin sicher. 
  
Gut, dass es sie gibt: GdP 
  
 
Schöne Grüße 
  
Bernd Becker 
Stellv. Landesvorsitzender 
  
  
 
 



Wann muss sich ein Polizeibeamter
entschuldigen? Auf diese Frage soll-
te – zumal in einer Behördenwelt,
die gerne genaustens alles regelt
und verordnet – eigentlich problem-
los eine Antwort zu bekommen sein.
Doch weit gefehlt. Im Innenministeri-
um in Mainz kann man sich „nur
schwer“ vorstellen, dass es hierzu ir-
gendwelche Vorgaben gibt. Und
auch erfahrene Verwaltungsrichter
schütteln den Kopf: Rechtsnormen,
die festlegten, wann sich ein Polizist
in irgendeiner Situation entschuldi-
gen muss, seien nicht bekannt.

Ralf Schomisch, Sprecher des Poli-
zeipräsidiums Koblenz, sieht die Sa-
che pragmatisch: In der Regel sollte
dies bei den Polizeibeamten wie im
richtigen Leben gehandhabt wer-
den; entschuldigen sollte sich der,
„der etwas verbockt hat“. Klingt ver-
nünftig. Doch ausgerechnet im Zu-
ständigkeitsbereich des Koblenzer
Polizeipräsidiums gab es jetzt Ent-
schuldigungs-Knatsch. Und zwar or-
dentlich.

Denn wie das richtige Leben so
spielt, ging es auch hier um eine
wirklich existenzielle Frage: Ist die
Anrede „gute Frau“, zumal aus dem
Munde eines Ordnungshüters, eine
Beleidigung? Falls wir im Folgenden
irgendetwas übersehen haben soll-
ten, dann entschuldigen wir uns an
dieser Stelle sicherheitshalber schon
einmal vorab. Aber dies war offenbar
passiert: Bei einer Dienststelle der
Polizeidirektion Neuwied landete
der Telefonanruf einer Altenheimlei-
terin, die Auskunft begehrte, wie

und wo auf der Straße vor dem Heim
korrekt abgebogen werden darf. Am
besten, so die dringliche Bitte der An-
ruferin, käme gleich ein Streifenwa-
gen vorbei, um die Vorfahrtsrechte
vor Ort zu klären und zu erklären.

Als in diesem Moment ein Notruf
auflief, soll der Polizeibeamte die
Heimleiterin mit den Worten „gute
Frau, warten Sie bitte einen Mo-
ment“ in die Warteschleife umdiri-
giert haben. Ob die so Vertröstete
dort einfach sang- und klanglos raus-
geflogen ist oder selbst aufgelegt
hat, ließ sich im Nachhinein nicht
mehr hundertprozentig klären. Auf
jeden Fall war das zunächst unterbro-
chene Gespräch irgendwann abge-
brochen. Richtig abgebrochen!

Wie im richtigen Leben folgte des-
halb prompt die Beschwerde der

Heimleiterin. Doch weil Polizisten
Freunde und Helfer sind, entschuldig-
te sich der Dienststellenleiter der be-
troffenen Inspektion bei der Dame
und fuhr sogar selbst ans Altenheim,
um an Ort und Stelle die verkehrs-
rechtlichen Schicksalsfragen zu be-
antworten. Alles umsonst: Die „gute
Frau“ verlangte weiter eine persönli-
che Entschuldigung von dem Beam-
ten, der am Telefon war.

Das lehnt der Beamte ab. Das Ge-
spräch sei vielleicht unglücklich ver-
laufen, aber ungebührlich verhalten
habe er sich nicht: „Gute Frau“ sei
keine Beleidigung. Und zudem habe
sich ja bereits sein Vorgesetzter ent-
schuldigt. Ein Standpunkt, der dem
Polizisten intern einen Rüffel und
gar eine beamtenrechtliche Missbilli-
gung einbrachte. So etwas führt zu

einem Eintrag in der Personalakte,
was bei anstehenden Beförderungen
mehr als hinderlich sein kann. Also
ging der Beamte mit Hilfe der Polizei-
gewerkschaft, die von „einem grotes-
ken Fall“ spricht, gegen seine Maßre-
gelung vor. Mit Erfolg. Die Missbilli-
gung sei rechtswidrig, der Kläger
habe sich keiner Dienstpflichtverlet-
zung schuldig gemacht, urteilte jetzt
das Koblenzer Verwaltungsgericht.

Und der Richter soll bei der Ver-
handlung einen richtig feinen Sinn
für Humor gezeigt haben, als er sich
an die Vertreterin der Polizeiverwal-
tung mit der Bitte wandte: Gute
Frau, jetzt erklären sie mir einmal
das Problem … Manchmal sitzen
eben auch im richtigen Leben die
richtigen Leute an der richtigen Stel-
le! Rolf Schlicher

KARIKATUR: HERRMANN

MAINZ (kad). Mit der Kreditkarte
der CDU-Fraktion soll der frühere
Fraktionsgeschäftsführer Markus
Hebgen noch mehr Rechnungen im
Rotlicht-Milieu beglichen haben als
bisher bekannt wurden. Im Jahr
2003 sollen 3700 Euro in die Main-
zer „Bar zur Hölle“ geflossen sein,
ein Jahr später 800 Euro in den „Ca-
ribic Club“ in Wiesbaden-Amöne-
burg.

Diese Positionen seien auf den Kre-
ditkartenabrechnungen geschwärzt
worden, konnten aber dem Verneh-
men nach durch Abfragen bei dem
Kreditkartenaussteller ermittelt wer-
den. Entsprechende Medienberichte
wurden von der Mainzer Staatsan-
waltschaft gestern weder bestätigt
noch dementiert. Wie mehrfach be-
richtet, hatte Hebgen über seinen An-
walt selbst eingeräumt, dass er 2005
im Berliner Nachtclub „Rascona“ mit
der Fraktionskreditkarte 2900 Euro
gezahlt hat. Dort sei er in Begleitung
von vier CDU-Abgeordneten gewe-
sen, deren Namen er jedoch nicht
nenne, hieß es.

Der Rechnungshof ist bei seinen
Prüfungen nach Angaben des frühe-
ren Fraktionschefs Christoph Böhr
außerdem auf Restaurant-Besuche
Hebgens gestoßen, die keinesfalls
von Böhr veranlasst gewesen seien.

Wegen des Verdachts der Untreue
ermittelt (wie berichtet) die Mainzer
Staatsanwaltschaft gegen Hebgen.

KARLSRUHE (nra). Die Finanzierung
des Karlsruher Heroinmodells wur-
de in letzter Minute gerettet. Weil
sich die CDU auf Bundesebene ge-
gen eine Drogen-Abgabe auf Rezept
sperrt, wollte die Stadt aus Protest
den Geldhahn zudrehen. Jetzt gibt
es doch noch eine Zweijahresfrist.

Ende des Jahres sollte Schluss sein.
Dann wollte die Stadt Karlsruhe ihre
jährlich gezahlten 360.000 Euro auf
Null fahren. Dies wäre für die Karls-
ruher Drogenambulanz, die den Stoff
unter ärztlicher Aufsicht kontrolliert
an Schwerstabhängige abgibt, das
Aus gewesen. Hintergrund war der
städtische Frust über einen Teil der
CDU-Bundestagsfraktion, der Geset-
zesvorhaben blockiert hatte. Damit
blieb die Stadt Karlsruhe alleine auf
den Kosten sitzen. Derzeit werden
18 Schwerstabhängige in der örtli-
chen Ambulanz der Arbeiterwohl-
fahrt behandelt. Reduziert werden
soll auf diesem Weg die Beschaf-
fungskriminalität. Jetzt soll die Dro-
genambulanz auch ohne positive Sig-
nale aus Berlin weiter arbeiten. Die
Stadt stellt in ihrem neuen Doppel-
haushalt pro Jahr 236.000 Euro zur
Verfügung. Auf Dauer sei jedoch eine
rein kommunale Finanzierung inak-
zeptabel, so der Gemeinderat.

MAINZ (ros). Die Rheinland-Pfälzer
finden es nicht gerade berauschend,
wie Kurt Becks SPD-Kabinett regiert,
aber sie sind mit dessen Arbeit zufrie-
den. Note 3 im Schnitt – eine Durch-
schnitts-Regierung also. Das ist das
Fazit einer repräsentativen CMR-Mei-
nungsumfrage, für die im Auftrag
der RHEINPFALZ 1000 Wahlberech-
tigte in Rheinland-Pfalz befragt wur-
den. Die besten Noten gab es dabei
für Ministerpräsident Kurt Beck so-
wie für Verkehrsminister Hendrik
Hering und Sozialministerin Malu
Dreyer. Bildungsministerin Doris Ah-
nen schnitt etwas schlechter ab.

Aufschlussreich ist dies deshalb,
weil Hering und Ahnen immer wie-
der als Nachfolgekandidaten ge-
nannt werden, falls Beck den Chefses-
sel einmal räumen sollte. Vielleicht
ein Vorteil für Hering: Er erhält von
SPD- wie CDU-Wählern die gleiche
Note (2,9), ihm könnte es also gelin-
gen, auch im konservativen Lager zu
punkten. Die Bildungsministerin, de-
ren Schulpolitik nicht unumstritten
ist, wird dagegen von den SPD-Wäh-
lern (Note 2,8) deutlich besser bewer-
tet als von den CDU-Wählern (3,2).

Doris Ahnen ist weit davon ent-
fernt, mit ihrer Schulreform bei den
Wählern auf breite Akzeptanz zu sto-
ßen. Nur 28 Prozent halten die von
der Ministerin auf den Weg gebrach-
te „Realschule plus“, in der die abge-
schaffte Hauptschule aufgehen soll,
für eine gute Lösung. Bitter für Ah-
nen: In diesem Punkt sind sich SPD-
und CDU-Wähler nahezu einig.

Bei der geplanten Kommunal- und
Verwaltungsreform, die zu den gro-
ßen Projekten der Landesregierung
in der laufenden Legislaturperiode
gehört, trauen die Wähler Becks
Mannschaft keinen großen Wurf zu.
Was nicht verwundert, denn die Dis-
kussion ist zäh, im laufenden Reform-
prozess fehlt die große Linie. Ge-
braucht würde eine flexible, schlan-
ke Verwaltung, die bezahlbar und
bürgernah ist. Doch nur 26 Prozent
der Wähler trauen der Landesregie-
rung die dafür erforderliche Reform-
stärke zu. Ähnlich sieht es bei der dis-
kutierten Gebietsreform aus, wo sich
die Landesregierung erkennbar
scheut, Kommunen im großen Stil
zu verschmelzen und so der unrent-
ablen Kleinstaaterei ein Ende zu set-
zen. Auch hier meint die Mehrheit
der Wahlberechtigten: Becks Team
ist eher reformschwach.

Dennoch darf die SPD auf ein Wei-
terregieren hoffen. Denn die große
Mehrheit wünscht sich, dass die SPD
in irgendeiner Form an einer Landes-
regierung beteiligt ist. Wenig schmei-
chelhaft für die CDU: Dass die SPD in
die Opposition gehört, ist selbst bei
den CDU-Wählern eine Minderhei-
tenmeinung (26 Prozent). Insgesamt
sagen dies nur elf Prozent. Becks
Team ist zwar nur ein Durch-
schnitts-Kabinett – der SPD-Einfluss
aufs Regierungsgeschehen aber
scheinbar ohne Verfallsdatum.

IM NACHHINEIN: Wie ein rheinland-pfälzischer Polizeibeamter wegen einer verweigerten Entschuldigung plötzlich in der Patsche saß

Gute Frau, schlechte Frau

Halbzeit für die SPD-Landesregierung in Mainz: Zweieinhalb Jahre ist sie im Amt, zweieinhalb Jahre liegen noch vor ihr.
Eine repräsentative RHEINPFALZ-Umfrage zeigt: Die Wähler geben dem Kabinett, das komplett von der SPD
gestellt wird, die Note befriedigend. Ansonsten halten sie Kurt Becks Ministerriege aber eher für reformschwach.

SPEYER (mw). „In der Krise be-
währt“: Dieses Gütesiegel verpasste
Hans-Walter Scheurer, Vorstands-
vorsitzender der Deutschen Renten-
versicherung (DRV) Rheinland-
Pfalz, gestern bei der Vertreterver-
sammlung in Speyer der Kapitalan-
lagepraxis der Rentenkassen und
dem Umlagesystem.

„Kein Rentner musste sich in den ver-
gangenen Wochen sorgen, ob er sei-
ne gesetzliche Rente pünktlich und
in der bisherigen Höhe erhält“, sagte
Scheurer vor dem Hintergrund des
Bebens an den Kapitalmärkten, das
manche Vorsorgesparer ihrer Erspar-
nisse beraubt hat. Das Umlageverfah-
ren, bei dem die laufenden Einnah-
men unmittelbar an die Rentenbezie-
her weitergeleitet werden, habe sei-
ne Leistungsfähigkeit bewiesen.

Die Ergiebigkeit des an Arbeitsein-
kommen gekoppelten Umlageverfah-
rens hänge aber auch stark von der
Entwicklung bei den Löhnen und auf
dem Arbeitsmarkt ab, bemerkte
Scheurer mit Blick auf das schrump-
fende Bruttoinlandsprodukt. Die ge-
setzliche Rentenversicherung befin-
de sich aktuell in einer stabilen Lage,
mit Liquiditätsproblemen sei nicht
zu rechnen. Die so genannte Nachhal-
tigkeitsrücklage, die kurzfristige
Schwankungen bei Einnahmen und
Ausgaben abfedert, sei bis jetzt auf
11,5 Milliarden Euro gewachsen. Die-
se Summe entspreche 0,7 Monatsaus-
gaben. Gut 90 Millionen Euro entfie-

len auf die DRV Rheinland-Pfalz. Das
Geld sei risikoarm in Termingeldern
und festverzinslichen Papieren bei
deutschen Banken und Sparkassen
angelegt und durch Einlagensiche-
rungsfonds geschützt.

Rund 4,8 Milliarden Euro umfasst
das gestern verabschiedete Budget
des rheinland-pfälzischen DRV-Re-
gionalträgers im Haushaltsjahr
2009. Dies sind 265 Millionen Euro
mehr als im laufenden Jahr. Wichtigs-
te Einnahmequellen sind die Beiträ-
ge der Versicherten (knapp 3,7 Milli-
arden Euro, plus 6,26 Prozent) und
die Bundeszuschüsse (1,064 Milliar-
den Euro, plus 3,7 Prozent). Mehr als
4,4 Milliarden Euro plant die Renten-
kasse als Ausgaben für Renten, für
die Krankenversicherung der Rent-
ner (269 Millionen Euro) und für Re-
ha-Leistungen (147 Millionen Euro).
Die Verwaltungs- und Verfahrenskos-
ten sind mit 104 (2008: 102) Millio-
nen Euro veranschlagt.

Die DRV Rheinland-Pfalz betreut
nach eigenen Angaben 1,3 Millionen
Versicherte sowie 73.000 Arbeitge-
ber und zahlt 660.000 Renten. Bei
dem Regionalträger sind zurzeit
rund 2300 Menschen beschäftigt, da-
runter 1260 in Speyer.

Für seine familienbewusste Perso-
nalpolitik wurde der Regionalträger
gestern erneut ausgezeichnet. DRV-
Geschäftsführer Hartmut Hüfken
nahm das von der Hertie-Stiftung
vergebene Zertifikat „Audit Beruf
und Familie“ entgegen.

Die Durchschnitts-Regierung CDU-Finanzaffäre:
Noch mehr
Rotlicht-Besuche

Stadt lenkt ein:
Drogenambulanz
kann weiterarbeiten

Rentenversicherung
„in der Krise bewährt“
Speyerer Regionalträger verabschiedet Haushalt 2009
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Wann muss sich ein Polizeibeamter
entschuldigen? Auf diese Frage soll-
te – zumal in einer Behördenwelt,
die gerne genaustens alles regelt
und verordnet – eigentlich problem-
los eine Antwort zu bekommen sein.
Doch weit gefehlt. Im Innenministeri-
um in Mainz kann man sich „nur
schwer“ vorstellen, dass es hierzu ir-
gendwelche Vorgaben gibt. Und
auch erfahrene Verwaltungsrichter
schütteln den Kopf: Rechtsnormen,
die festlegten, wann sich ein Polizist
in irgendeiner Situation entschuldi-
gen muss, seien nicht bekannt.

Ralf Schomisch, Sprecher des Poli-
zeipräsidiums Koblenz, sieht die Sa-
che pragmatisch: In der Regel sollte
dies bei den Polizeibeamten wie im
richtigen Leben gehandhabt wer-
den; entschuldigen sollte sich der,
„der etwas verbockt hat“. Klingt ver-
nünftig. Doch ausgerechnet im Zu-
ständigkeitsbereich des Koblenzer
Polizeipräsidiums gab es jetzt Ent-
schuldigungs-Knatsch. Und zwar or-
dentlich.

Denn wie das richtige Leben so
spielt, ging es auch hier um eine
wirklich existenzielle Frage: Ist die
Anrede „gute Frau“, zumal aus dem
Munde eines Ordnungshüters, eine
Beleidigung? Falls wir im Folgenden
irgendetwas übersehen haben soll-
ten, dann entschuldigen wir uns an
dieser Stelle sicherheitshalber schon
einmal vorab. Aber dies war offenbar
passiert: Bei einer Dienststelle der
Polizeidirektion Neuwied landete
der Telefonanruf einer Altenheimlei-
terin, die Auskunft begehrte, wie

und wo auf der Straße vor dem Heim
korrekt abgebogen werden darf. Am
besten, so die dringliche Bitte der An-
ruferin, käme gleich ein Streifenwa-
gen vorbei, um die Vorfahrtsrechte
vor Ort zu klären und zu erklären.

Als in diesem Moment ein Notruf
auflief, soll der Polizeibeamte die
Heimleiterin mit den Worten „gute
Frau, warten Sie bitte einen Mo-
ment“ in die Warteschleife umdiri-
giert haben. Ob die so Vertröstete
dort einfach sang- und klanglos raus-
geflogen ist oder selbst aufgelegt
hat, ließ sich im Nachhinein nicht
mehr hundertprozentig klären. Auf
jeden Fall war das zunächst unterbro-
chene Gespräch irgendwann abge-
brochen. Richtig abgebrochen!

Wie im richtigen Leben folgte des-
halb prompt die Beschwerde der

Heimleiterin. Doch weil Polizisten
Freunde und Helfer sind, entschuldig-
te sich der Dienststellenleiter der be-
troffenen Inspektion bei der Dame
und fuhr sogar selbst ans Altenheim,
um an Ort und Stelle die verkehrs-
rechtlichen Schicksalsfragen zu be-
antworten. Alles umsonst: Die „gute
Frau“ verlangte weiter eine persönli-
che Entschuldigung von dem Beam-
ten, der am Telefon war.

Das lehnt der Beamte ab. Das Ge-
spräch sei vielleicht unglücklich ver-
laufen, aber ungebührlich verhalten
habe er sich nicht: „Gute Frau“ sei
keine Beleidigung. Und zudem habe
sich ja bereits sein Vorgesetzter ent-
schuldigt. Ein Standpunkt, der dem
Polizisten intern einen Rüffel und
gar eine beamtenrechtliche Missbilli-
gung einbrachte. So etwas führt zu

einem Eintrag in der Personalakte,
was bei anstehenden Beförderungen
mehr als hinderlich sein kann. Also
ging der Beamte mit Hilfe der Polizei-
gewerkschaft, die von „einem grotes-
ken Fall“ spricht, gegen seine Maßre-
gelung vor. Mit Erfolg. Die Missbilli-
gung sei rechtswidrig, der Kläger
habe sich keiner Dienstpflichtverlet-
zung schuldig gemacht, urteilte jetzt
das Koblenzer Verwaltungsgericht.

Und der Richter soll bei der Ver-
handlung einen richtig feinen Sinn
für Humor gezeigt haben, als er sich
an die Vertreterin der Polizeiverwal-
tung mit der Bitte wandte: Gute
Frau, jetzt erklären sie mir einmal
das Problem … Manchmal sitzen
eben auch im richtigen Leben die
richtigen Leute an der richtigen Stel-
le! Rolf Schlicher

KARIKATUR: HERRMANN

MAINZ (kad). Mit der Kreditkarte
der CDU-Fraktion soll der frühere
Fraktionsgeschäftsführer Markus
Hebgen noch mehr Rechnungen im
Rotlicht-Milieu beglichen haben als
bisher bekannt wurden. Im Jahr
2003 sollen 3700 Euro in die Main-
zer „Bar zur Hölle“ geflossen sein,
ein Jahr später 800 Euro in den „Ca-
ribic Club“ in Wiesbaden-Amöne-
burg.

Diese Positionen seien auf den Kre-
ditkartenabrechnungen geschwärzt
worden, konnten aber dem Verneh-
men nach durch Abfragen bei dem
Kreditkartenaussteller ermittelt wer-
den. Entsprechende Medienberichte
wurden von der Mainzer Staatsan-
waltschaft gestern weder bestätigt
noch dementiert. Wie mehrfach be-
richtet, hatte Hebgen über seinen An-
walt selbst eingeräumt, dass er 2005
im Berliner Nachtclub „Rascona“ mit
der Fraktionskreditkarte 2900 Euro
gezahlt hat. Dort sei er in Begleitung
von vier CDU-Abgeordneten gewe-
sen, deren Namen er jedoch nicht
nenne, hieß es.

Der Rechnungshof ist bei seinen
Prüfungen nach Angaben des frühe-
ren Fraktionschefs Christoph Böhr
außerdem auf Restaurant-Besuche
Hebgens gestoßen, die keinesfalls
von Böhr veranlasst gewesen seien.

Wegen des Verdachts der Untreue
ermittelt (wie berichtet) die Mainzer
Staatsanwaltschaft gegen Hebgen.

KARLSRUHE (nra). Die Finanzierung
des Karlsruher Heroinmodells wur-
de in letzter Minute gerettet. Weil
sich die CDU auf Bundesebene ge-
gen eine Drogen-Abgabe auf Rezept
sperrt, wollte die Stadt aus Protest
den Geldhahn zudrehen. Jetzt gibt
es doch noch eine Zweijahresfrist.

Ende des Jahres sollte Schluss sein.
Dann wollte die Stadt Karlsruhe ihre
jährlich gezahlten 360.000 Euro auf
Null fahren. Dies wäre für die Karls-
ruher Drogenambulanz, die den Stoff
unter ärztlicher Aufsicht kontrolliert
an Schwerstabhängige abgibt, das
Aus gewesen. Hintergrund war der
städtische Frust über einen Teil der
CDU-Bundestagsfraktion, der Geset-
zesvorhaben blockiert hatte. Damit
blieb die Stadt Karlsruhe alleine auf
den Kosten sitzen. Derzeit werden
18 Schwerstabhängige in der örtli-
chen Ambulanz der Arbeiterwohl-
fahrt behandelt. Reduziert werden
soll auf diesem Weg die Beschaf-
fungskriminalität. Jetzt soll die Dro-
genambulanz auch ohne positive Sig-
nale aus Berlin weiter arbeiten. Die
Stadt stellt in ihrem neuen Doppel-
haushalt pro Jahr 236.000 Euro zur
Verfügung. Auf Dauer sei jedoch eine
rein kommunale Finanzierung inak-
zeptabel, so der Gemeinderat.

MAINZ (ros). Die Rheinland-Pfälzer
finden es nicht gerade berauschend,
wie Kurt Becks SPD-Kabinett regiert,
aber sie sind mit dessen Arbeit zufrie-
den. Note 3 im Schnitt – eine Durch-
schnitts-Regierung also. Das ist das
Fazit einer repräsentativen CMR-Mei-
nungsumfrage, für die im Auftrag
der RHEINPFALZ 1000 Wahlberech-
tigte in Rheinland-Pfalz befragt wur-
den. Die besten Noten gab es dabei
für Ministerpräsident Kurt Beck so-
wie für Verkehrsminister Hendrik
Hering und Sozialministerin Malu
Dreyer. Bildungsministerin Doris Ah-
nen schnitt etwas schlechter ab.

Aufschlussreich ist dies deshalb,
weil Hering und Ahnen immer wie-
der als Nachfolgekandidaten ge-
nannt werden, falls Beck den Chefses-
sel einmal räumen sollte. Vielleicht
ein Vorteil für Hering: Er erhält von
SPD- wie CDU-Wählern die gleiche
Note (2,9), ihm könnte es also gelin-
gen, auch im konservativen Lager zu
punkten. Die Bildungsministerin, de-
ren Schulpolitik nicht unumstritten
ist, wird dagegen von den SPD-Wäh-
lern (Note 2,8) deutlich besser bewer-
tet als von den CDU-Wählern (3,2).

Doris Ahnen ist weit davon ent-
fernt, mit ihrer Schulreform bei den
Wählern auf breite Akzeptanz zu sto-
ßen. Nur 28 Prozent halten die von
der Ministerin auf den Weg gebrach-
te „Realschule plus“, in der die abge-
schaffte Hauptschule aufgehen soll,
für eine gute Lösung. Bitter für Ah-
nen: In diesem Punkt sind sich SPD-
und CDU-Wähler nahezu einig.

Bei der geplanten Kommunal- und
Verwaltungsreform, die zu den gro-
ßen Projekten der Landesregierung
in der laufenden Legislaturperiode
gehört, trauen die Wähler Becks
Mannschaft keinen großen Wurf zu.
Was nicht verwundert, denn die Dis-
kussion ist zäh, im laufenden Reform-
prozess fehlt die große Linie. Ge-
braucht würde eine flexible, schlan-
ke Verwaltung, die bezahlbar und
bürgernah ist. Doch nur 26 Prozent
der Wähler trauen der Landesregie-
rung die dafür erforderliche Reform-
stärke zu. Ähnlich sieht es bei der dis-
kutierten Gebietsreform aus, wo sich
die Landesregierung erkennbar
scheut, Kommunen im großen Stil
zu verschmelzen und so der unrent-
ablen Kleinstaaterei ein Ende zu set-
zen. Auch hier meint die Mehrheit
der Wahlberechtigten: Becks Team
ist eher reformschwach.

Dennoch darf die SPD auf ein Wei-
terregieren hoffen. Denn die große
Mehrheit wünscht sich, dass die SPD
in irgendeiner Form an einer Landes-
regierung beteiligt ist. Wenig schmei-
chelhaft für die CDU: Dass die SPD in
die Opposition gehört, ist selbst bei
den CDU-Wählern eine Minderhei-
tenmeinung (26 Prozent). Insgesamt
sagen dies nur elf Prozent. Becks
Team ist zwar nur ein Durch-
schnitts-Kabinett – der SPD-Einfluss
aufs Regierungsgeschehen aber
scheinbar ohne Verfallsdatum.

IM NACHHINEIN: Wie ein rheinland-pfälzischer Polizeibeamter wegen einer verweigerten Entschuldigung plötzlich in der Patsche saß

Gute Frau, schlechte Frau

Halbzeit für die SPD-Landesregierung in Mainz: Zweieinhalb Jahre ist sie im Amt, zweieinhalb Jahre liegen noch vor ihr.
Eine repräsentative RHEINPFALZ-Umfrage zeigt: Die Wähler geben dem Kabinett, das komplett von der SPD
gestellt wird, die Note befriedigend. Ansonsten halten sie Kurt Becks Ministerriege aber eher für reformschwach.

SPEYER (mw). „In der Krise be-
währt“: Dieses Gütesiegel verpasste
Hans-Walter Scheurer, Vorstands-
vorsitzender der Deutschen Renten-
versicherung (DRV) Rheinland-
Pfalz, gestern bei der Vertreterver-
sammlung in Speyer der Kapitalan-
lagepraxis der Rentenkassen und
dem Umlagesystem.

„Kein Rentner musste sich in den ver-
gangenen Wochen sorgen, ob er sei-
ne gesetzliche Rente pünktlich und
in der bisherigen Höhe erhält“, sagte
Scheurer vor dem Hintergrund des
Bebens an den Kapitalmärkten, das
manche Vorsorgesparer ihrer Erspar-
nisse beraubt hat. Das Umlageverfah-
ren, bei dem die laufenden Einnah-
men unmittelbar an die Rentenbezie-
her weitergeleitet werden, habe sei-
ne Leistungsfähigkeit bewiesen.

Die Ergiebigkeit des an Arbeitsein-
kommen gekoppelten Umlageverfah-
rens hänge aber auch stark von der
Entwicklung bei den Löhnen und auf
dem Arbeitsmarkt ab, bemerkte
Scheurer mit Blick auf das schrump-
fende Bruttoinlandsprodukt. Die ge-
setzliche Rentenversicherung befin-
de sich aktuell in einer stabilen Lage,
mit Liquiditätsproblemen sei nicht
zu rechnen. Die so genannte Nachhal-
tigkeitsrücklage, die kurzfristige
Schwankungen bei Einnahmen und
Ausgaben abfedert, sei bis jetzt auf
11,5 Milliarden Euro gewachsen. Die-
se Summe entspreche 0,7 Monatsaus-
gaben. Gut 90 Millionen Euro entfie-

len auf die DRV Rheinland-Pfalz. Das
Geld sei risikoarm in Termingeldern
und festverzinslichen Papieren bei
deutschen Banken und Sparkassen
angelegt und durch Einlagensiche-
rungsfonds geschützt.

Rund 4,8 Milliarden Euro umfasst
das gestern verabschiedete Budget
des rheinland-pfälzischen DRV-Re-
gionalträgers im Haushaltsjahr
2009. Dies sind 265 Millionen Euro
mehr als im laufenden Jahr. Wichtigs-
te Einnahmequellen sind die Beiträ-
ge der Versicherten (knapp 3,7 Milli-
arden Euro, plus 6,26 Prozent) und
die Bundeszuschüsse (1,064 Milliar-
den Euro, plus 3,7 Prozent). Mehr als
4,4 Milliarden Euro plant die Renten-
kasse als Ausgaben für Renten, für
die Krankenversicherung der Rent-
ner (269 Millionen Euro) und für Re-
ha-Leistungen (147 Millionen Euro).
Die Verwaltungs- und Verfahrenskos-
ten sind mit 104 (2008: 102) Millio-
nen Euro veranschlagt.

Die DRV Rheinland-Pfalz betreut
nach eigenen Angaben 1,3 Millionen
Versicherte sowie 73.000 Arbeitge-
ber und zahlt 660.000 Renten. Bei
dem Regionalträger sind zurzeit
rund 2300 Menschen beschäftigt, da-
runter 1260 in Speyer.

Für seine familienbewusste Perso-
nalpolitik wurde der Regionalträger
gestern erneut ausgezeichnet. DRV-
Geschäftsführer Hartmut Hüfken
nahm das von der Hertie-Stiftung
vergebene Zertifikat „Audit Beruf
und Familie“ entgegen.

Die Durchschnitts-Regierung CDU-Finanzaffäre:
Noch mehr
Rotlicht-Besuche

Stadt lenkt ein:
Drogenambulanz
kann weiterarbeiten

Rentenversicherung
„in der Krise bewährt“
Speyerer Regionalträger verabschiedet Haushalt 2009
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